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Sdiriftlidier Bericht 

des Ausschusses für Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen 

(29. Ausschuß) 

über den 

1. von der Fraktion der FDP emgebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 

— Drucksache 716 (neu) — 

2. von der Fraktion der FDP eingebrachten Entwurf eines Dritten 
Gesetzes zur Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 

— Drucksache 717 — 

3. von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 

— Drucksache 836 — 

4. von der Fraktion des GB/BHE eingebrachten Entwurf eines Ge- 
setzes zur Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 

— Drucksache 859 — 

5. von den Abgeordneten Frau Dr. Probst, Maucher, Lücke und 
Genossen eingebrachten Entwurf eines Dritten Gesetzes zur 
Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 

— Drucksache 887 — 


A. Bericht des Abgeordneten Pohle (Eckernförde) : 


1. Allgemeines 

Am 15. Oktober 1954 wurden dem Bundestags- 
ausschuß für Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen 
die oben auf geführten Initiativ-Gesetzentwürfe 
nach der ersten Lesung im Bundestag zur weiteren 
Beratung überwiesen. Die Beratungen litten in der 
ersten Verhandlungsperiode unter der noch aus- 
stehenden Stellungnahme der Bundesregierung. 
Erst am 2. Dezember 1954 wurde dem Ausschuß 
eine Kabinetts Vorlage des Bundesministeriums für 
Arbeit als Material mit dem Hinweis des Herrn 
Bundesarbeitsministers vorgelegt, er habe vom 
Kabinett die Vollmacht erhalten, gemeinsam mit 
dem Kriegsopferausschuß ein Beratungsergebnis zu 
erzielen, das dem Bundestag als Beschlußvorlage 
zugeleitet werden kann. 

Gleichzeitig wurde dem Ausschuß fürKriegsopf er- 
und Heimkehrerfragen ein Kompromißvorschlag 
der Koalitionsfraktionen überreicht, der ebenfalls 
als Verhandlungsgrundlage bei den weiteren Be- 


ratungen diente. Da bei allen Mitgliedern des Aus- 
schusses das Bedürfnis bestand, dem Bundestag 
noch möglichst vor den Weihnachtsferien das Be- 
ratungsergebnis zur Beschlußfassung zuzuleiten, 
standen die Beratungen unter einem Zeitdruck, der 
in einigen Fällen die antragstellenden Fraktionen 
zwang, Teile ihrer Anträge zurückzuziehen, da die 
Probleme nicht ausdiskutiert werden konnten und 
keine der antragstellenden Fraktionen die Verant- 
wortung dafür tragen zu können glaubte, durch 
ein Festhalten an den gestellten Anträgen die 
äußerst dringliche Verabschiedung einer Dritten 
Novelle zum Bundes Versorgungsgesetz hinauszu- 
zögem. 

II. Der Gesetzentwurf im einzelnen 
Zu Artikel I 

Zu Nr. 1 bis 4: 

Der Ausschuß stimmte mit Änderungen den Vor- 
schlägen des Bundesministers für Arbeit zu den ge- 
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nannten Nummern bzw. den §§ 14 Abs. 7, 17 Abs. 3, 
18 Abs. 1 lind 2 und 21 Satz 1 zu. 

Zu Nr. 5: 

Die Änderung des § 31 Abs. 1 über die Höhe der 
Grundrenten hat im Ausschuß zu sehr eingehen- 
den Erörterungen geführt. Die jetzt vorgesehenen 
Beträge der Grundrente sind ein Mehrheitsbeschluß 
des Ausschusses, die den Sätzen des Kompromiß- 
Vorschlages entsprechen. 

Zu Nr. 6: 

Einstimmig bekannte sich der Ausschuß in § 32 
Abs. 2 (s. Nr. 6 Buchst, a) zu der vorgeschlagenen 
Erhöhung der Ausgleichsrenten. 

Die Ergänzung zu § 32 Abs. 4 (s. Nr. 6 Buchst, b) 
war durch das vom Bundestag am 8. Dezember 
1954 verabschiedete Kindergeldanpassungsgesetz 
notwendig geworden. Lediglidi mit einigen redak- 
tionellen Änderungen wurde diese Ergänzung in 
die Dritte Novelle zum Bundes Versorgungsgesetz 
übernommen. Der Beschluß hierzu wurde mit 
Mehrheit gefaßt. 

Zu Nr. 7: 

Die in Buchst, a durch die Erhöhung der Aus- 
gleidisrenten notwendig gewordene Ausweitung 
der Einkommensgrenzen wurde einstimmig be- 
schlossen. 

Zu Buchst, b bestand Einmütigkeit im Ausschuß 
in der grundsätzlichen Auffassung. Strittig waren 
die festzusetzenden Beträge, bis zu denen die Ein- 
künfte aus früheren Dienst- oder Arbeitsverhält- 
nissen oder zusätzlichen Versorgungsleistungen 
einer berufsständischen Organisation bzw. die Ein- 
künfte aus Leistungen der gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen freibleiben sollten. 

Zu Nr. 8: 

Der Vorschlag, hinter § 34 einen neuen § 34 a 
einzufügen, entspricht ebenfalls einer bereits durch 
das Kindergeldanpassungsgesetz erfolgten Ergän- 
zung des Bundes Versorgungsgesetzes, die durch den 
Ausschuß lediglich eine redaktionelle Klarstellung 
erfahren hat. Der Beschluß wurde mit Mehrheit 
gefaßt. 

Zu Nr. 9: 

Einstimmig beschloß der Ausschuß, den Höchst- 
satz der Pflegezulage auf 200 DM festzusetzen. 

Zu Nr. 10: 

Die Änderung stellt eine Verbesserung der Rege- 
lung über die Bezüge für das Sterbevierteljahr dar. 
Sie wurde vom Bundesminister für Arbeit vor- 
geschlagen und vom Ausschuß einstimmig gebilligt. 


Zu Nr. 11: 

Die Grundrente der Witwen, die bisher in Höhe 
von 40 DM gewährt wurde, ist auf 48 DM ange- 
hoben worden. Für Witwen, die weder erwerbs- 
unfähig sind noch für mindestens ein Kind im 
Sinne des § 41 Abs. 1 Buchst, c zu sorgen und das 
40. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, wurde 
die Grundrente gleichfalls um 20 v. H. von 20 auf 
24 DM erhöht. Weitergehende Erhöhungsanträge 
zu dieser Position wurden bei Stimmengleichheit 
abgelehnt. 

Zu Nr. 12: 

Die volle Ausgleichsrente der Witwen betrug 
bisher 60 DM. Sie wird durch die vörgeschlagene 
Änderung um 10 DM verbessert. Während die Aus- 
gleichsrente bisher nur insoweit zu gewähren war, 
als sie zusammen mit dem sonstigen Einkommen 
95 DM nicht überstieg, ist dieser Betrag nunmehr 
auf 100 DM erhöht worden. Wie bei den Beschädig- 
ten, wurde auch hier die Niditberücksichtigung der 
Einkommen aus nichtselbständiger Arbeit im Sinne 
des § 19 Abs. 1 Nr. 2 des Einkommensteuergesetzes 
vorgesehen. Von diesen Einkünften soll künftig 
ein Teilbetrag in Höhe von 15 DM anredinungsfrei 
bleiben. Diese Bestimmung hat zu ausgedehnten 
Erörterungen im Ausschuß geführt, da erhebliche 
Bedenken wegen der Verletzung des Gleichheits- 
grundsatzes geltend gemacht wurden. Das vorlie- 
gende Ergebnis beruht auf einem Mehrheits- 
beschluß. 

Zu §§ 42 vnd 44: 

Die zu den genannten Vorschriften vorliegen- 
den Anträge wurden von den Antragstellern aus 
den schon in der Einleitimg zu diesem Bericht an- 
geführten Gründen zurückgezogen. Die Vertreter 
der Bundesregienmg haben zugesagt, in den Fäl- 
len des § 42 weitgehend von den Möglichkeiten des 
Härteausgleichs Gebrauch zu machen. Die gesetz- 
liche Verankerung soll einer späteren Novellierung 
Vorbehalten bleiben. 

Zu Nr. 13: 

Die Grundrenten der Waisen wurden um 20 v. H. 
erhöht. 

Zu Nr. 14: 

Die Ausgleichsrenten der Waisen erhielten eine 
Aufbesserung um je 10 Deutsche Mark. Die Ein- 
kommensgrenzen wurden bei Waisen, deren Vater 
oder Mutter noch leben, von 31 auf 46 DM und bei 
Waisen, deren Vater oder Mutter nicht mehr leben, 
von 65 auf 70 DM erhöht. 

Nach der Neufassung des § 33 Abs. 2 gelten als 
sonstiges Einkommen auch freiwillige Leistungen» 
die mit Rücksicht auf ein früheres Dienst- oder Ar- 
beitsverhältnis oder eine frühere selbständige Be- 
rufstätigkeit oder als zusätzliche Versorgungs- 
leistung einer berufsständischen Organisation ge- 
währt werden. Für § 47 finden diese Bestimmun- 
gen insoweit Anwendung, als der 10 DM monatlich 
übersteigende Betrag als sonstiges Einkommen an- 
gerechnet wird. 
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Zu Nr. 15: 

Zu § 51 beschloß der Ausschuß, die volle Eltern- 
rente bei einem Elternpaar von 84 DM auf 100 DM 
und bei einem Elternteil von 60 DM auf 70 DM zu 
erhöhen sowie eine entsprechende Anhebung der 
Einkommensgrenzen vorzunehmen. Die Einfügung 
des neuen Absatzes 5 beabsichtigt, auch den Eltern 
bei der Berechnung des sonstigen Einkommens 
monatlich einen Freibetrag zu gewähren. 

Zu Nr. 16: 

^ Es handelt sich hierbei um eine notwendige Klar- 
stellung, da es möglich ist, daß neben einem An- 
spruch auf Beschädigtenrente nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz ein Anspruch auf Unterhalts- 
beihilfe nach dem Gesetz über die Unterhaltsbei- 
hilfe von Kriegsgefangenen besteht, die nach den 
Vorschriften des Bundesversorgungsgesetzes be- 
messen wird. 


Zu Nr. 17: 

Auch diese Vorschrift dient zur Klarstellung der 
bisherigen Bestimmungen des Bundesversorgungs- 
gesetzes zu § 57 Abs. 1. 

Zu Nr. 18: 

Übereinstimmend wurde eine Verlängerung der 
Anmeldefrist für den Anspruch auf Elternversor- 
gung, die mit dem 31. Dezember 1954 abläuft, um 
weitere zwei Jahre für notwendig erachtet. 

Zu Nr. 19: 

Diese Ergänzung hält der Bundes arbeitsminister 
für notwendig, denn solange der ehemalige Wehr- 
machtsangehörige sich in Kriegsgefangenschaft 
oder in ausländischem Gewahrsam befindet, haben 
die Angehörigen Anspruch auf Unterhaltsbeihilfe 
nach dem Gesetz über die Unterhaltsbeihilfe für 
Angehörige von Kriegsgefangenen. Zur Vermei- 
dung einer Doppel Versorgung kann dem beschädig- 
ten Wehrmachtsangehörigen daher Versorgung 
frühestens vom Monat der Entlassung ab gewährt 
werden. Da eine ausdrückliche gesetzliche Regelung 
bisher nicht bestand, erscheint die vorgeschlagene 
Ergänzung auch im Interesse einer gleichmäßigen 
Behandlung der noch nicht zurückgekehrten Kriegs- 
gefangenen und Festgehaltenen geboten, zumal die 
noch in der Sowjetunion befindlichen Kriegsgefan- 
genen Versorgungsansprüche gar nicht geltend 
machen können. 


Zu Nr. 20: 

Die Vorschrift ist notwendig, um eine Doppel- 
versorgung auszuschließen. Ansprüche auf Heilbe- 
handlung und Krankenbehandlung nach § 10 

Abs. 5 und § 28 BVG werden durch die Vorschrift 
nicht berührt. 


Zu Nr. 21: 

Die Ergänzung des § 71 a dient der Klarstellung. 
Zu Nr. 22: 

Der § 78 a hat sich in der bisherigen Fassung als 
zu eng erwiesen. Künftig soll Kapitalabfindung 
auch Witwen mit Anspruch auf Witwenbeihilfe in 
Höhe der Rente und Ehefrauen Verschollener ge- 
währt werden können. Für die Ehefrauen Ver- 
schollener ist zur Vermeidung von Härten mit Zu- 
stimmung des Bundesministers der Finanzen be- 
reits die Gewährung von Darlehen zugelassen wor- 
den, die nach erfolgter gesetzlicher Regelung in 
Kapitalabfindungen umzuwandeln sind. 

Zu Nr. 23: 

Zur Klarstellung des § 81 Abs. 2 wird das Wort 
„Versorgungsbezüge“ in das Wort „Leistungen“ 
umgewandelt. Den gleichen Grund hat die Einfü- 
gung des Satzes: „Dies gilt nicht bei Ansprüchen, 
die aus Schwangerschaft und Niederkunft erwach- 
sen sind.“ 

Zu Nr. 24: 

Die vorgesehene Möglichkeit zur Übertragung 
der Gewährung von Härteausgleichen auf nach- 
geordnete Dienststellen in den näher bezeidineten 
Fällen entspricht nach Meinung des Bundesmini- 
stgrs für Arbeit einem dienstlichen Bedürfnis. Der 
Ausschuß hat dieser Anregung zugestimmt. 


Zu Artikel 11 

Die Einfügung dieses Artikels wurde vom Bun- 
desminister für Arbeit mit folgender Begründung 
vorgeschlagen: 

In Artikel V Abs. 2 unter Buchstabe a war 
vorgesehen, daß die Änderung des § 20 BVG 
mit Wirkung vom 1. Oktober 1950 in Kraft 
treten soll. Die Durchführung hätte einen Ver- 
waltungsaufwand verursacht, der in keinem 
Verhältnis zu dem erzielbaren finanziellen Er- 
gebnis stehen würde. Die Vorschrift soll daher 
erst mit dem Tage nach der Verkündung des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Bundesversorgungsgesetzes in Kraft 
treten. 

Der Ausschuß hat sich dieser Auffassung ange- 
schlossen. 


Zu Artikel III 

Nach § 4 des Grundbetragserhöhungsgesetzes 
vom 17. April 1953 waren die Grundbetragser- 
höhungen bei der Ermittlung des für die Höhe der 
Ausgleichs- und Elternrenten maßgebenden son- 
stigen Einkommens unberücksichtigt zu lassen. 
Diese Vorschrift soll im Hinblick auf die in § 33 
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Abs. 2 und § 41 Abs. 5 vorgesehenen weiteren Frei- 
beträge sowie auf die Erhöhung der für die Wai- 
sen- und Eltemversorgung maßgebenden Einkom- 
mensgrenzen aufgehoben werden. Nach Meinung 
des Bundesministers für Arbeit wird mit dieser 
Vorschrift erreicht, daß für alle Versorgungsberech- 
tigten wieder einheitliche Grundsätze für die Fest- 
stellung des sonstigen Einkommens gelten. In die- 
sem Punkt standen sich im Ausschuß gegenteilige 
Auffassungen gegenüber. Die Entscheidung in dem 
vorgeschlagenen Sinne beruht auf einem Mehrheits- 
beschluß. 

Zu Artikel IV 

Mit dieser Vorschrift werden die vom Bundes- 
tag im Kindergeldanpassimgsgesetz beschlossenen 
Ergänzungen des Bundes Versorgungsgesetzes wie- 
der aufgehoben, da eine entsprechende Regelung 
in Artikel I Nr. 6 Buchst, b und Nr. 8 dieses Ge- 
setzes aufgenommen wurde. 

Zu Artikel V 

Der Artikel enthält die für den Übergang not- 
wendigen Vorschriften. 

Zu Artikel VI 

Mit dieser Vorschrift wird der Bundesminister 
für Arbeit ermächtigt, den Wortlaut des Bundes- 
versorgungsgesetzes in der aus diesem Gesetz sich 
ergebenden Neufassung bekanntzumachen. 

Zu Artikel VII 

In diesem Artikel ist die Anwendung des Ge- 
setzes auf das Land Berlin bestimmt. 

Zu Artikel VIII 

Einstimmig beschloß der Ausschuß, die in dem 
Gesetzentwurf vorgesehenen Verbesserungen in der 
Kriegsopferversorgung ab 1. Januar 1955 wirksam 
werden zu lassen, die Ergänzung des § 65 durch 
einen Absatz 3 jedoch erst am 1. April 1955. 


III. Schlußbemerkungen 

Die durch diesen Gesetzentwurf bewirkten Ver- 
besserungen verursachen im Bundeshaushalt vor- 
aussichtlich die nachstehend aufgeführten Mehr- 
aufwendungen: 

1. Erhöhung der GRUNDRENTEN: 

Mehraufwand in Mio DM 

a) für Beschädigte 116,1 

b) für Witwen 111,6 

c) für Waisen 31,7 259,4 


2. Erhöhung der AUSGLEICHSRENTEN und 
EINKOMMENSGRENZEN : 


a) für Beschädigte 

Mehraufwand in Mio DM 


Ausgleichsrenten 

Einkommensgrenzen 

b) für Witwen 

Ausgleichsrenten 

Einkommensgrenzen 

c) für Waisen 

Ausgleichsrenten 

Einkommensgrenzen 


8,2 

17,3 25,5 


46,2 

22,6 68,8 


20,6 

43,8 64,4 


3. Erhöhung des Höchstsatzes der 
PFLEGEZULAGE auf 200 DM: 


0,5 0,5 


4. Erhöhung der 

a) ELTERNRENTEN 

bei einem Elternpaar 
bei einem Elternteil 

b) EINKOMMENSGRENZEN 
bei einem Elternpaar 

bei einem Eltemteil 


3.0 

7.0 10,0 
17,5 

2.0 19,5 


5. FREIBETRÄGE für Empfänger 
von SOZIALRENTEN usw. 

für Beschädigte 22,0 

für Witwen 47,3 69,3 

517,4 

abzüglich Minderausgaben 108,3 
bleibt ein jährlicher Mehrbedarf von 409,1 


Der Kriegsopfer aus schuß hat seine Arbeiten so 
beschleunigt, daß der Bundestag Gelegenheit hat, 
den Gesetzentwurf noch am 15. Dezember 1954 zu 
verabschieden, und der Bundesrat in seiner letzten 
Sitzung des Jahres am 17. Dezember 1954 dem Ge- 
setzentwurf seine Zustimmung geben kann. In 
einem Schreiben des Herrn Präsidenten des Bun- 
desrates vom 10. Dezember 1954 an den Herrn Prä- 
sidenten des Deutschen Bundestages wird jedoch 
mitgeteilt, daß der Bundesrat nur dann die Mög- 
lichkeit hätte, den Gesetzentwurf am 17. Dezember 
dieses Jahres zu beraten, wenn der Bundestag be- 
reits zu einem früheren Termin eine Verabschie- 
dung der Novelle hätte vornehmen können. Nach 
dem Schreiben des Herrn Präsidenten des Bundes- 
rates ist es aber aus technischen und aus Gründen 
der Notwendigkeit von vorhergehenden Beratun- 
gen in den Länderkabinetten unmöglich, selbst wenn 
der Bundestag das Gesetz am 15. Dezember verab- 
sdiieden würde, zwei Tage später bereits die Zu- 
stimmung des Bundesrates zu erreichen. 

Es ist der Wunsch des Ausschusses für Kriegs- 
opfer- und Heimkehrerf ragen, daß der Bundesrat 
trotz der für ihn entstehenden Schwierigkeiten eine 
Zustimmung zu dem Gesetzentwurf noch vor 
Weihnachten erwägen möge, damit eine Verkün- 
dung des Gesetzes im Monat Januar 1955 gesichert 
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ist. Unabhängig davon, wie die gegebenen Mög- sters für Arbeit ergehen, um die Erhöhung der 
lic^keiten ausgeschöpft werden können, werden Grundrenten baldmöglichst zur Auszahlung gelan- 
seitens des Bundesarbeitsministeriums alle Maß- gen zu lassen, 
nahmen vorbereitet werden, die eine raschere 

Durchführung des Gesetzes nach seiner Verkün- Bonn, den 10. Dezember 1954 
düng sicherstellen. Einer Anregung des Ausschus- 
ses folgend, werden nach Abstimmung mit den Pohle (Eckernförde) 

zuständigen Stellen Anweisungen des Bundesmini- Berichterstatter 


B, Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. dem Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Ände- 
rung und Ergänzung des Bundes Versorgungs- 
gesetzes in der anliegenden Fassung zuzu- 
stimmen; 

2, die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Pe- 
titionen für erledigt zu erklären^ 


Bonn, den 10. Dezember 1954 

Der Ausschuß 

für Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen 

Petersen Pohle (Eckernförde) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 29. Ausschusses 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Bundes Versorgungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung von Vorschriften des Bundes- 
versorgungsgesetzes 

Das Gesetz über die Versorgung der Opfer 
des Krieges (Bundesversorgungsgesetz) vom 
20. Dezember 1950 (Bundesgesetzbl. S. 791) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
7. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 866) 
wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 14 Abs. 7 erhält folgende Fassung: 

„(7) An Stelle der Krankenkassen kön- 
nen die zuständigen Verwaltungsbehörden 
die Heilanstaltpflege selbst durchführen. 

2. In § 17 wird Absatz 3 gestrichen. 

3. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Während der Heilanstaltpflege, 
Badekur oder Heilstättenbehandlung 
wird die Rente weitergezahlt. Dauert 
die Heilanstaltpflege oder Heilstätten- 
behandlung länger als drei Monate, so 
wird die Ausgleichsrente nur insoweit 
laufend ausgezahlt, als der Beschädigte 
ihrer zur Erfüllung gesetzlicher Ver- 
pflichtungen oder soldier vertraglicher 
Verpflichtungen, die schon vor dem 
Beginn der Behandlung bestanden 
haben und von ihm erfüllt worden 
sind, bedarf. Diese Regelung wird mit 
dem Ablauf des auf den Beginn der 
Heilanstaltpflege oder Heilstättenbe- 
handlung folgenden dritten Monats, 
bei ihrem Beginn am Ersten eines 


Monats mit dem Ablauf des darauf- 
folgenden zweiten Monats wirksam; 
sie endet mit dem Entlassungsmonat. 
Die einbehaltenen Beträge werden 
nach der Entlassung aus der Heil- 
anstalt oder Heilstätte ausgezahlt.“ 
b) In Absatz 2 wird der letzte Satz ge- 
strichen. 

4. § 21 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
„Ersatzansprüche, die auf den Vor- 
schriften des §10 Abs.5 und der§§20und 
28 beruhen, sind von der Krankenkasse 
spätestens drei Wochen nach dem Beginn 
der Heilbehandlung (Krankenbehandlung) 
oder nach der ersten Anweisung des 
Krankengeldes oder Hausgeldes bei der 
zuständigen Verwaltungsbehörde vor- 
läufig anzumelden.“ 

5. § 31 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Grundrente beträgt monatlich 
bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 
um 30 vom Hundert 18 Deutsche Mark, 
um 40 vom Hundert 24 Deutsche Mark, 
um 50 vom Hundert 31 Deutsche Mark, 
um 60 vom Hundert 43 Deutsche Mark, 
um 70 vom Hundert 56 Deutsche Mark, 
um 80 vom Hundert 69 Deutsche Mark, 
um 90 vom Hundert 83 Deutsche Mark, 
bei Erwerbsunfähig- 
keit 97 Deutsche Mark.“ 

6. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung; 

„(2) Die volle Ausgleichsrente beträgt 
monatlich bei einer Minderung der 
Erwerbsfähigkeit 

um 50 vom Hundert 

52 Deutsche Mark, 
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um 60 vom Hundert 

55 Deutsche Mark, 
um 70 vom Hundert 

65 Deutsche Mark, 
um 80 vom Hundert 

78 Deutsche Mark, 
um 90 vom Hundert 

98 Deutsdie Mark, 
bei Erwerbsunfähigkeit 

120 Deutsche Mark." 

b) Der Punkt am Schlüsse des Absatzes 4 
wird durch ein Komma ersetzt und 
angefügt: 

„sofern für sie kein Anspruch besteht 
auf 

a) Kinderzulage aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung in Höhe von 
mindestens 25 Deutsche Mark 
monatlich oder 

. b) Kinderzuschuß in Höhe von 
10 Deutsche Mark monatlich aus 
den gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen (S 2 Abs. 2 des Renten- 
zulagengesetzes in der Fassung des 
§ 2 des Kindergeldanpassungs- 
gesetzes vom (Bundes- 

gesetzbl. IS...,) oder 

c) Kindergeld nach dem Kindergeld- 
gesetz vom 13. November 1954 
(Bundesgesetzbl. I S. 333) oder nach 
einer Recht sverordnung auf Grund 
des § 34 Abs. 3 und 4 des Kinder- 
geldgesetzes oder 

d) Kindergeld nach dem Dritten Ab- 
schnitt des Kindergeldanpassungs- 
gesetzes oder 

e) Kindergeld nach § 34 a.“ 

7. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende 
Fassung: 

„(1) Ausgleichsrente ist nur insoweit 
zu gewähren, als sie zusammen mit 
dem sonstigen Einkommen folgende 
Monatsbeträge nicht übersteigt: 
bei einer Minderung der Erweihs- 
fähigkeit 

um 50 vom Hundert 

100 Deutsche Mark, 
um 60 vom Hundert 

105 Deutsche Mark, 
um 70 vom Hundert 

115 Deutsche Mark, 
um 80 vom Hundert 

130 Deutsche Mark, 


um 90 vom Hundert 

150 Deutsche Mark, 
bei Erwerbsunfähig- 
keit 175 Deutsche Mark.“ 

b) Absatz 2 Sätze 2 und 3 werden durch 
folgende Fassung ersetzt: 

„Als sonstiges Einkommen gelten auch 
freiwillige Leistungen, die mit Rück- 
sicht auf ein früheres Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis oder eine frühere 
selbständige Berufstätigkeit oder als 
zusätzliche Versorgungsleistung einer 
berufsständischen Organisation laufend 
gewährt werden, mit dem 20 Deutsche 
Mark monatlich übersteigenden Be- 
trage. Von Einkünften aus nicht- 
selbständiger Arbeit im Sinne des § 19 
Abs. 1 Nr. 1 des Einkommensteuer- 
gesetzes bleiben 60 Deutsche Mark 
monatlich und von dem darüber 
hinausgehenden Betrag drei Zehntel, 
von Einkünften aus nichtselbständiger 
Atbelt im Sinne des § 19 Abs. 1 Nr. 2 
des Einkommensteuergesetzes 20 Deut- 
sche Mark außer Ansatz. Das monat- 
liche sonstige Einkommen Ist auf volle 
Deutsche Mark nach unten abzu- 
runden.“ 

c) Als Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3) Ist das sonstige Einkommen 
zahlenmäßig nicht feststellbar, er- 
scheint aber der Lebensunterhalt im 
Sinne des § 32 Abs. 1 nicht auf andere 
Weise sichergestellt, so ist die Aus- 
gleichsrente abweichend von Absatz 1 
nach den Gesamtverhältnissen zu be- 
messen.“ 

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

8. Hinter § 34 wird folgender § 34 a ein- 
gefügt: 

4 34 a 

Schwerbeschädigte, die Ausgleichsrente be- 
ziehen, erhalten für das dritte und jedes 
weitere Kind im Sinne des § 2 des Kinder- 
geldgesetzes ein Kindergeld von monatlich 
25 Deutsche Mark, sofern für diese Kinder 
kein Anspruch besteht auf 

1. Kinderzulage aus der gesetzlichen Un- 
fallversicherung oder 

2. Kinderzuschuß aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen (§ 2 Abs. 2 des 
Rentenzulagengesetzes in der Fassung 
des § 2 des Kindergeldanpassungs- 
gesetzes) oder 
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3. Kindergeld nach dem Kindergeldgesetz 
oder nach einer Rechtsverordnung auf 
Grund des § 34 Abs. 3 und 4 des 
Kindergeldgesetzes oder 

4. Kindergeld nach dem Dritten Abschnitt 
des Kindergeldanpassungsgesetzes oder 

5. Kinderzuschlag nach dem Besoldungs- 
recht zu Dienstbezügen, zum Über- 
gangsgehalt und zu Versorgungs- und 
ähnlichen Bezügen oder nach dem 
Tarifrecht für den öffentlichen Dienst/* 

9. In § 35 Abs. 1 Satz 1 wird die Zahl „175** 
durch die Zahl „200** ersetzt. 

10. In § 37 Abs. 1 wird die Zahl „75** durch 
die Zahl „90** ersetzt. 

11. In § 40 wird die Zahl „40** durch die Zahl 
„48** und die Zahl „20** durch die Zahl 
„24** ersetzt. 

12. § 41 wird wie folgt geändert; 

a) In Absatz 3 wird die Zahl „60** durch 
die Zahl „70** ersetzt. 

b) In Absatz 4 wird die Zahl „95** durch 
die Zahl „100** ersetzt; der letzte Satz 
wird gestrichen. 

c) Als Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) § 33 Abs. 2 und 3 finden An- 
wendung, Absatz 2 jedoch mit folgen- 
der Maßgabe; Einkünfte im Sinne 
des Satzes 2 gelten mit dem 15 Deut- 
sche Mark monatlich übersteigenden 
Betrage als sonstiges Einkommen. 
Von Einkünften aus nichtselb- 
ständiger Arbeit im Sinne des § 19 
Absatz 1 Nr. 1 des Einkommen- 
steuergesetzes bleiben 40 Deutsche 
Mark monatlich und von dem darüber 
hinausgehenden Betrage drei Zehntel, 
von Einkünften aus nichtselbständiger 
Arbeit im Sinne des § 19 Abs. 1 Nr. 2 
des Einkommensteuergesetzes 15 Deut- 
sche Mark monatlich außer Ansatz.** 

13. In § 46 wird die Zahl „10** durch die ZahP' 
„12** und die Zahl „15** durch die Zahl 
„18** ersetzt. 

14. § 47 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird die Zahl „26** durch 
die Zahl „36** und die Zahl „50** durch 
die Zahl „60** ersetzt. 

b) In Absatz 3 wird die Zahl „41** durch 
die Zahl „46** und die Zahl „65** 
durch die Zahl „70** ersetzt; der letzte 
Satz wird gestrichen. 


c) Als Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) § 33 Absätze 2 und 3 finden 
Anwendung, Absatz 2 jedoch mit fol- 
gender Maßgabe: Einkünfte im Sinne 
des Satzes 2 gelten mit dem 10 Deut- 
sche Mark monatlich übersteigenden 
Betrage als sonstiges Einkommen. Von 
Einkünften aus nichtselbständiger Ar- 
beit bleiben nur solche im Sinne des 
§ 19 Abs. 1 Nr. 1 des Einkommen- 
steuergesetzes außer Ansatz, und zwar 
20 Deutsche Mark monatlich und von 
dem darüber hinausgehenden Betrage 
drei Zehntel.** 

15. § 51 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Zahl „84** durch 
die Zahl „100** und die Zahl „60** 
durch die Zahl „70** ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird der in Klammern ge- 
setzte Wortlaut „{§ 33 Abs. 2 Satz 1)** 
gestrichen, die Zahl „134** durch die 
Zahl „150** und die Zahl „95** durch 
die Zahl „105‘* ersetzt. 

c) Als Absatz 4 wird eingefügt: 

„(4) §33 Abs. 2 Sätze 1 und 2 finden 
Anwendung, Satz 2 jedoch mit der 
Maßgabe, daß von diesen Einkünften 
bei einem Elternpaar der 20 Deutsche 
Mark, bei einem Elternteil der 
15 Deutsche Mark monatlich über- 
steigende Betrag als sonstiges Einkom- 
men zu berücksichtigen ist.** 

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

16. § 55 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Buchstabe b wird der in 
Klammern gesetzte Wortlaut „(§ 51 
Abs. 2)** durch „(§ 51 Abs. 4)** ersetzt. 

b) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 
angefügt: 

„Dies gilt auch, wenn Leistungen nach 
Buchstaben a und b mit entsprechen- 
den Leistungen nach anderen Gesetzen 
Zusammentreffen, die dieses Gesetz 
(für anwendbar erklären.** 

17. § 57 Abs. 1 wird wie folgt geändert und 

ergänzt: 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort 
„Anspruch** eingefügt die Worte „auf 
Rente** und in Nummer 1 und 2 je- 
weils die Worte „die Versorgung be- 
gründenden** durch das Wort „renten- 
berechtigenden** ersetzt. 
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b) Am Schluß wird folgender Satz an- 
gefügt: 

„Der Anspruch auf Heilbehandlung 
kann nach Ablauf der Frist noch gel- 
tend gemacht werden, wenn seine Vor- 
aussetzungen (§ 10 Abs. 2) erst später 
eingetreten sind.“ 

18. In § 59 Abs. 1 Satz 3 wird die Zahl 
„1954“ durch die Zahl „1956“ ersetzt. 

19. In § 60 Abs. 1 wird der Punkt am Schluß 
des ersten Satzes durch ein Komma er- 
setzt und angefügt: 

„jedoch nicht vor dem Monat der Ent- 
lassung aus der Kriegsgefangenschaft oder 
aus ausländischen Gewahrsam.“ 

20. Dem § 65 wird als Absatz 3 angefügt: 

„(3) DasRecht aufHeilbehandlung(§ 10 
Abs. 1 und 2) und auf den Ersatz außer- 
gewöhnlicher Kosten für Kleider- und 
Wäscheversdileiß (§13 Abs. 4) ruht inso- 
weit, als aus gleicher Ursache Ansprüche 
auf entsprechende Leistungen aus der be- 
amtenrechtlichen Unfallfürsorge bestehen.“ 

21. § 71 a erhält folgende Fassung: 

4 71a 

Hat das Versorgungsamt Ausgleichs- 
rente oder Elternrente gewährt, so kann 
es, wenn der Versorgungsberechtigte für 
dieselbe Zeit Ansprüche an einen Träger 
der Sozialversicherung, einen öffentlich- 
rechtlichen Dienstherrn oder eine öffent- 
lich-rechtliche Kasse hat, durch schriftliche 
Anzeige an den Versicherungsträger, den 
Dienstherrn oder die Kasse bewirken, daß 
die Ansprüche insoweit auf den Kosten- 
träger der Kriegsopferversorgung über- 
gehen, als sie zu einer Minderung der Aus- 
gleichsrente oder Elternrente führen.“ 

224 78 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird hinter dem Wort 
„Rente“ eingefügt: 

„oder Witwenbeihilfe in Höhe der 
Witwenrente (§ 48 Abs. 2) und Ehe- 
frauen Verschollener (§ 52 Abs. 1).“ 

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz 
angefügt: 

„Stellt sich heraus, daß der Verschol- 
lene noch lebt, so ist die Abfindung 
insoweit zurückzuzahlen, als sie die 
Summe der erloschenen Versorgungs- 
bezüge übersteigt, die bis zur Rüdk- 
kehr des Verschollenen nach diesem 


Gesetz und dem Gesetz über die Un- 
terhaltsbeihilfe für Angehörige von 
Kriegsgefangenen in der Fassung der 
Bekanntmadiung vom 30. April 1952 
(iBundesgesetzbl. I S. 262) zu zahlen 
gewesen wären.“ 

23. In § 81 Abs. 2 wird in Satz 1 das Wort 
„Versorgungsbezügen“ durch das Wort 
„Leistungen“ ersetzt und nach Satz 1 ein- 
gefügt: 

„Dies gilt nicht bei Ansprüchen, die aus 
Schwangerschaft und Niederkunft er- 
wachsen sind.“ 

24. § 89 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Als Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Die oberste Landesbehörde kann 
in Fällen, in denen mit Zustimmung 
des Bundesministers für Arbeit ein 
Ausgleich nach Absatz 1 allgemein zu- 
gelassen worden ist, die Befugnis zur 
Gewährung auf nachgeordnete Dienst- 
stellen übertragen.“ 


Artikel II 

Änderung von Vorschriften des Zweiten Ge- 
setzes zur Änderung und Ergänzung des 
Bundesversorgungsgesetzes 

Das Zweite Gesetz zur Änderung und Er- 
gänzung des Bundesversorgungsgesetzes vom 
7. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 862) 
wird wie folgt geändert: 

In Artikel V Abs. 2 unter Buchstabe a wird 
die Zahl „8“ gestrichen. 


Artikel III 

Änderung von Vorschriften des Grundbe- 
tragserhöhungsgesetzes 

Das Gesetz über die Erhöhung der Grund- 
beträge in der Rentenversicherung der Arbei- 
ter und der Rentenversicherung der Ange- 
stellten sowie über die Erhöhung der Ren- 
ten in der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung (Grundbetragserhöhungsgesetz) vom 
17. April 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 125) wird 
wie folgt geändert: 

In § 4 werden im Satz 1 die Worte „den 
Versorgungsrenten nach dem Bundesver- 
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sorgungsgesetz in der Fassung des Ände- 
rungsgesetzes vom 19, März 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 141)“ gestrichen. 


Artikel IV 

Änderung von Vorschriften des Kindergeld- 
anpassungsgesetzes 

Das Gesetz über die Anpassung der Lei- 
stungen für Kinder in der gesetzlichen Un- 
fallversicherung, in den gesetzlichen Renten- 
versicherungen, in der Arbeitslosenver- 
sicherung und der Arbeitslosenfürsorge so- 
wie in der Kriegsopferversorgung an das 
Kindergeldgesetz (Kindergeldanpassungsge- 
setz — KGAG — ) vom (Bundes- 

gesetzbl. IS....) wird wie folgt geändert; 

Der Vierte Abschnitt wird aufgehoben. 

Artikel V 
Übergangsvorschriften 

1. Soweit der Anspruch auf Rente anerkannt 
ist oder Rente als Kannleistung oder im 
Wege des Härte ausgleichs gewährt wird, 
werden die Versorgungsbezüge von Amts 
wegen neu festgestellt. Ist in den Fällen des 
Artikels I Nr. 16 und 19 die Rente zu min- 
dern oder zu entziehen, so wird die Ände- 
rung mit dem Ablauf des auf die Zustel- 
lung des Bescheides folgenden Monats wirk- 
sam. 

2. Neue Versorgungsansprüche, die sich aus 
Artikel I Nr. 15, sowie neue Ansprüche auf 
Ausgleichsrente, die sich aus Artikel I Nr. 7, 
12 und 14 ergeben, werden nur auf Antrag 
festgestellt. Wird der Antrag bis zum 
31. März 1955 gestellt, so beginnt die 
Rente oder Ausgleichsrente mit dem 
1. Januar 1955, frühestens aber mit dem 
Monat, in dem die Voraussetzungen er- 
füllt sind. 

3. Soweit bei der Feststellung der Ausgleichs- 
rente und Einkommensgrenze Schwer- 
beschädigter drei oder mehr Kinder im 
Sinne des § 2 des Kindergeldgesetzes be- 
rücksichtigt sind, wird das Kindergeld nach 
Artikel I Nr. 8 von Amts wegen. Im 
übrigen nur auf Antrag festgestellt. Wird 


der Antrag bis zum 31. März 1955 gestellt, 
so beginnt das Kindergeld mit dem 
1. Januar 1955, frühestens aber mit dem 
Monat, in dem die Voraussetzungen er- 
füllt sind. 

4. Die höhere Pflegezulage nach Artikel I 
Nr. 9 wird von Amts wegen festgestellt. 

5. Soweit auf Grund des Artikels III Nr. 4 
Satz 1 des Zweiten Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Bundesversorgungsge- 
setzes vom 7. August 1953 (Bundesgesetzbl.I 
S. 862) auch Versorgungsbezüge, die als 
Kannleistung oder im Wege des Härte- 
ausgleichs gewährt werden, von Amts 
wegen neu festgestellt worden sind, be- 
wendet es dabei. 


Artikel VI 

Bekanntmachung des Wortlautes des 
Bundesversorgungsgesetzes 

Der Bundesminister für Arbeit wird er- 
mächtigt, das Gesetz über die Versorgung der 
Opfer des Krieges (Bundesversorgungsgesetz) 
in der sich aus Artikel I des vorliegenden Ge- 
setzes ergebenden Fassung unter neuem Da- 
tum bekanntzumachen und hierbei Unstim- 
migkeiten in der Paragraphenfolge und im 
Wortlaut zu beseitigen. 


Artikel VII 

Anwendung des Gesetzes auf Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Lande Berlin. 


Artikel VIII 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach 
seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Abweichend hiervon treten In Kraft 
Artikel I Nr. 5 bis 15, 18, 19, Artikel III, Ar- 
tikel IV mit Wirkung vom 1. Januar 1955, 
Artikel I Nr. 20 am 1, April 1955. 
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